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Aufbruch durch mehr Selbstgestaltung

Erwartungen der Landkreise an die Landespolitik in der 4. Legislaturperiode

- erarbeitet in einer Landräte-Konferenz am 23. April 2002 –

Die Landespolitik in der 4. Legislaturperiode sollte sich darauf konzentrieren, dort zu gestalten und zu unterstützen, wo das zur Aktivierung der Eigeninitiative der Menschen in ihren wirtschaftlichen, beruflichen Belangen wirklich notwendig ist, und in der Sozialpolitik den Menschen helfen, die auf die Hilfe des Staates wirklich angewiesen sind. Dazu wollen auch die Landkreise beitragen.

13 Jahre nach der Wende sind die Landkreise imstande, ihre Selbstverwaltungsaufgaben in Infrastruktur und Daseinsvorsorge eigenverantwortlich zu erfüllen. Dafür müssen sie die erforderlichen Freiräume und die Finanzausstattung haben. Hier ist eine konsequente Umorientierung der Landespolitik und die entsprechende Beeinflussung der Bundespolitik erforderlich. Entsprechendes gilt für die Verwaltungsaufgaben des übertragenen Wirkungskreises.

Die Orientierung der Landespolitik auf diese Grundziele bewirkt dann neue Gestaltungsmöglichkeiten für das Land, wenn auch die Verwaltungsstrukturen darauf ausgerichtet werden. 

Daraus leiten sich folgende konkrete Erwartungen an die Landespolitik in der 4. Legislaturperiode ab:

Eigenverantwortung stärken, kreisliche Selbstverwaltung respektieren 

· Konsequente Kritik an bestehenden Rechtsvorschriften und sich daraus ergebenden Aufgaben 

· Abbau und weitgehender Verzicht auf formale Vorgaben des Landes für die Gesetzesdurchführung vor Ort 

· Konsequente, realistische Gesetzesfolgenabschätzung bei jedem weiteren Gesetzesvorhaben mit zeitnaher Überprüfung unter Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände

· Verzicht des Landes auf Forderungen nach kommunalen „runden Tischen“ (Prävention, Integration, Gewalt pp.)

Gestaltungsfähigkeit der Landespolitik durch effiziente Behördenorganisation wiedergewinnen 

· Striktes Personalentwicklungskonzept des Landes zur Begrenzung des Personalaufwands 

· Konsequente Errichtung einer Mittelbehörde für die fachaufsichtliche Steuerung 

· Wirtschaftsförderung und Landes-Arbeitsmarktförderung einheitlich steuern

· Sparkassenaufsicht und überörtliche Kommunalprüfung mit den andern Kommunalbelangen zusammenführen

· Unter Einbeziehung der Landräte als untere Kommunalaufsichtsbehörde auf eine zukunftsfähige Gemeindestruktur hinwirken
Konsequente Zusammenführung von erstinstanzlichen Landesaufgaben in den Landkreisen

· Zügige Umsetzung des Beschlusses des Landtags vom 17.01.2002 bezüglich der auf die Kreisebene zu verlagernden Aufgaben

· Übertragung weiterer Landesaufgaben auf die Landkreise, soweit die Leistungen hier wirtschaftlicher und effizienter erfüllen können, z. B. Aufgaben der überörtlichen Sozialhilfe, der Schulaufsichtsverwaltung (ohne Personalbewirtschaftung), der Ämter für Landwirtschaft und Flurneuordnung sowie der Nationalparkverwaltung und der Naturschutzstationen

· Grundsätzliche Bündelung bauaufsichtlicher Zuständigkeiten auf Landkreisebene

· Prüfung bestehender Zuständigkeiten für Widerspruchsverfahren

· Weitestgehende Wahrung der Personalhoheit der Kommunen bei Aufgabenübertragungen wahren

· Sofortiger kostenfreier Anschluss aller Landkreise an das IT-Landesnetz als Grundvoraussetzung für eine effiziente Funktionalreform

· Notwendigkeit einer Kreisgebietsneugliederung erst nach einer vollendeten Funktionalreform prüfen

Aufgabengerechte Finanzausstattung sichern

· Finanzausgleich aufgabengerecht definieren, dazu Einrichtung einer Finanzstrukturkommission zwischen Landesregierung und kommunalen Spitzenverbänden

· Vereinbarung mit dem Land über die Umsetzung des Konnexitätsprinzips entwickeln 

· Überführung von Erstattungspauschalen in den kommunalen Finanzausgleich, z. B. KiBeG und Jugendhilfe

· Angemessener Ausgleich gesetzlich vorgegebener Mehrbelastungen für die den Landkreisen auferlegten zusätzlichen Aufgaben, z. B. Bodenschutzgesetz, ÖPNV-Gesetz und Grundsicherungsgesetz 

· Konstruktive Begleitung der Gemeindefinanzreform auf Bundesebene u.a. durch Unterstützung unserer Forderung nach Einführung einer Beteiligung der Landkreise an der Umsatzsteuer 

Gleichwertige Infrastrukturentwicklung in allen Landkreisen 

· Förderpolitik des Landes auf die wirtschaftsnahe Infrastruktur konzentrieren

· Grundsätzliche Überführung investiver Förderprogramme in eine kommunale Investitionspauschale

· Sparkassen als kommunale Institute sichern

· Investitionsförderung aller Schulen zur Umsetzung der Schulentwicklungsplanung und der Ausstattung der Schulen mit neuen Medien auf der Grundlage einer kommunalrechtlich einwandfreien Schulbauförderung

· Kulturförderung gleichermaßen im ganzen Land verlässlich machen

· Örtliches und regionales Tourismusengagement der Kommunen gleichwertig unterstützen
Zusammenarbeit zwischen Land und Kommunen vertrauensvoller gestalten

· Eindeutige Vertretung der kommunalen Belange gegenüber den Europäischen Institutionen und dem Bund durch das Land in enger Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden 

· Aufnahme einer Beteiligungspflicht der kommunalen Spitzenverbände in die Landesverfassung

· Aufnahme einer Verpflichtung zur umfassenden und zeitgerechten Beteiligung der kommunalen Spitzenverbände in die Geschäftsordnung des Landtags

Einzelforderungen zu Rechtsvorschriften sind in der Anlage dargestellt.

Magdeburg, den 25. April 2002

(Dr. M. Ermrich)


(U. Gerstner)



(K. Gertler)

       Präsident



  Vizepräsident


        Gf. Präsidialmitglied

Einzelforderungen zu Rechtsvorschriften

(Anlage zu den Erwartungen der Landkreise an die Landespolitik vom 25.04.2002)

Landes-Vergabegesetz aufheben

Kommunalabgabengesetz  mit Abfallbeseitigungsgesetz

· Kostenfreiheit von Widersprüchen aufheben

· Zulassung mehrjähriger Verrechnung von Überschüssen und Unterdeckungen in den Gebührenhaushalten 

Änderungen im Verwaltungskostengesetz rückgängig machen

· Gebührenfreiheit für Leistungen der Vermessungs- und Katasterverwaltung und der Gutachterausschüsse für Grundstückswerte im übertragenen Wirkungskreis

Schulgesetz 

· Abschaffung 13. Schuljahr

· Einführung der schulformbezogenen Förderstufe

· Lernmittelkostenfreiheit am Bedarf ausrichten

· Verzicht auf systemwidrige Lastenverschiebungen zwischen Schule und Eltern bzw. Jugendhilfe

· Schaffung rechtssicherer Eigentumsregelungen für Schulen bei gesetzlichem Schulträgerwechsel

Jugend und Soziales

· Flexibilisierung der Kinderbetreuung für mehr Verantwortung vor Ort

· Pauschalierung der Sozialhilfe

· Überprüfung des Regelsatzsystems zur Abwehr von Lastenverschiebungen zwischen Pflegeversicherung und Sozialhilfe

· Abstimmung der Sozialplanung zwischen Land und Kommunen bezüglich der Belange älterer Menschen

· Beeinflussung der Entwicklung von Sozialeinrichtungen durch Förderpolitik abbauen

Landes-Behinderten-Gleichstellungsgesetzes

· Anpassung an das Bundesrecht

· kommunale Organisationshoheit beachten

Gesundheit, Sport, Erholung

· Kostenfreistellung von Sportstätten in kommunaler Eigenverantwortung

· Krankenhauslandschaft ohne weitere Einschnitte erhalten

· keine Novellierung des bestehenden Rettungsdienstgesetzes

ÖPNV-Gesetz

· Finanzierungsregelungen verbessern

· ÖPNV-Infrastruktur mit Landkreisen abstimmen

· Schienennahverkehrsplanung und -bestellung als Landesaufgabe belassen, aber in Abstimmung mit den kommunalen Aufgabenträgern organisieren
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